Investitionsforderung landwirtschaftlicher Unternehmen

Forderrichtlinie des Thiringer Ministeriums fr Infrastruktur und Landwirtschaft (TMIL) vom
15.03.2017

Allgemeine Rechtsgrundlagen

Die Gewahrung von Zuwendungen nach dieser Forderrichtlinie erfolgt auf der Basis folgender
Rechtsgrundlagen:

VO (EU) Nr. 1303/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. De-
zember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen Uber den Europaischen Fonds fir
regionale Entwicklung, den Européischen Sozialfonds, den Kohasionsfonds, den Eu-
ropéischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen Raums und den
Europaischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen
Uber den Européaischen Fonds fir regionale Entwicklung, den Europdaischen Sozial-
fonds, den Kohasionsfonds und den Europaischen Meeres- und Fischereifonds und
zur Aufhebung der VO (EG) Nr. 1083/2006,

VO (EU) Nr. 1305/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. De-
zember 2013 Uber die Forderung der landlichen Entwicklung durch den Européi-
schen Landwirtschaftsfonds fir die Entwicklung des landlichen Raumes (ELER) und
zur Aufhebung der VO (EG) Nr. 1698/2005 (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 487) ein-
schlie3lich der dazu erlassenen Delegierten Verordnungen und Durchfiihrungsver-
ordnungen,

VO (EU) Nr. 1306/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. De-
zember 2013 Uber die Finanzierung, die Verwaltung und das Kontrollsystem der
Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 352/78,
(EG) Nr. 165/94, (EG) Nr. 2799/98, (EG) Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und (EG)
Nr. 485/2008 des Rates (ABI. L 347, S. 549) einschliel3lich der dazu erlassenen De-
legierten Verordnungen und Durchftihrungsverordnungen,

VO (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18.12.2013 tber die Anwendung der
Artikel 107 und 108 des Vertrags uber die Arbeitsweise der Europaischen Union auf
De-minimis-Beihilfen (ABI. L 352 vom 24.12.2013, S. 1),

von der Europdischen Kommission am 26.5.2015 genehmigtes Entwicklungspro-
gramm fir den landlichen Raum des Freistaats Thiringen in der Forderperiode 2014
bis 2020 (Fdrderlinitiative Landliche Entwicklung in Thiringen - FILET),

Thiringer Landeshaushaltsordnung (ThirLHO) unter besonderer Beachtung der
88 23 und 44, die hierzu erlassenen Verwaltungsvorschriften (VV) sowie das Thurin-
ger Haushaltsgesetz,

Tharinger Verwaltungsverfahrensgesetz (ThurVwV{G), insbesondere 88 48, 49 und
49a

in den jeweils geltenden Fassungen.
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Ein Rechtsanspruch auf Gewahrung der Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die
Bewilligungsstelle auf Grund ihres pflichtgemafRen Ermessens unter Verwendung von Auswabhl-
kriterien im Rahmen der verfigbaren Haushaltsmittel.

Prinzipieller Férderausschluss

Nicht geférdert werden Unternehmen, bei denen die Kapitalbeteiligung der 6ffentlichen Hand
mehr als 25% des Eigenkapitals des Unternehmens betragt.



1.2

1.3

2.2

2.3

Teil A
Agrarinvestitionsforderungsprogramm (AFP)

Zuwendungszweck, spezifische Rechtsgrundlage

Ziel der Investitionsmafl3nahme:

Unterstitzung einer wettbewerbsfahigen, nachhaltigen, besonders umweltschonenden,
besonders tiergerechten und multifunktionalen Landwirtschaft

Zuwendungszweck:

Forderung von Investitionen die die Gesamtleistung und Nachhaltigkeit des landwirt-
schaftlichen Betriebes verbessern, insbesondere zur

- Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedingungen,

- Rationalisierung und Senkung der Produktionskosten,

- Erh6hung der betrieblichen Wertschopfung

unter besonderer Beriicksichtigung der Verbesserung des Verbraucher-, Tier-, Umwelt-
und Klimaschutzes.

Spezifische Rechtsgrundlage

Grundsatze fur die Einzelbetriebliche Forderung landwirtschaftlicher Unternehmen
MalRnahmegruppe A, Ziffer 1.0 Agrarinvestitionsférderungsprogramm (AFP) im jeweils
gultigen Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur und
des Kustenschutzes*

Gegenstand der Forderung
Zuwendungsfahig sind Investitionen in langlebige Wirtschaftsgtiter, die

- die Voraussetzungen des Art. 17, Abs. 1a der VO (EU) Nr. 1305/2013 erfullen,

- der Erzeugung, Verarbeitung oder Direktvermarktung von Anhang-I-Erzeugnissen
dienen und

- durch Schaffung der baulichen und technischen Voraussetzungen einem oder
mehreren der unter 1.2 genannten Zuwendungszwecke dienen.

Zuwendungsfahige Ausgaben
(Bemessungsgrundlage)

Zuwendungsfahig sind die nachfolgend aufgefiihrten Ausgaben, soweit sie fur die zu
férdernden Vorhaben notwendig sind:

- Errichtung, Erwerb oder Modernisierung von unbeweglichem Vermégen,

- Kauf von neuen Maschinen und technischen Anlagen der Innenwirtschaft ein-
schlie3lich der fur den Produktionsprozess notwendigen Computersoftware, bis
zum marktiblichen Wert des Wirtschaftsgutes,

- Kauf von neuen Maschinen und Geraten der Aul3enwirtschaft, die zu einer deutli-
chen Minderung von Emissionen bei der Ausbringung von Wirtschaftsdiingern
oder zu einer deutlichen Minderung von Umweltbelastungen bei der Anwendung
von Pflanzenschutzmitteln fohren. Diese TeilmaBnahme ist befristet bis zum
31.12.2019. Die férderfahigen Maschinen und Gerate sind in Anlage 3 aufgefihrt.

- allgemeine Aufwendungen, etwa fur Architektur- und Ingenieurleistungen, Bauge-
nehmigungen sowie fur Beratung, Betreuung von baulichen Investitionen, Durch-
fuhrbarkeitsstudien, den Erwerb von Patentrechten und Lizenzen die im direkten
Zusammenhang mit der Durchfihrung der Investition stehen.

Eingeschrankte Forderung
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Investitionen in Bereichen mit betrieblichen Referenzmengen sind nur im Rahmen dieser
Referenzmengen zuwendungsfahig.

Der Nachweis der betrieblichen Referenzmengen ist spéatestens bei Vorlage des Ver-
wendungsnhachweises zu erbringen.

Aufwendungen fur die Betreuung von Investitionsvorhaben sind nur ab einem zuwen-
dungsfahigen baulichen Investitionsvolumen von mehr als 100.000 € zuwendungsfahig.

ErschlielBungskosten sind nur zuwendungsféhig, wenn und soweit die Erschlie3ung ei-
ner Verlegung des Betriebes oder wesentlicher Betriebsteile in den AulRenbereich dient
und die Betriebsverlegung im erheblichen 6ffentlichen Interesse liegt.

Forderungsausschluss
Von der Forderung sind ausgeschlossen:

Landankauf

der Erwerb von Produktionsrechten und Gesellschaftsanteilen, Tieren, Pflanzrechten
oder Pflanzen, es sei denn, sie dienen der Anlage von Dauerkulturen

Ersatzinvestitionen

Maschinen und Gerate fir die AulRenwirtschaft mit Ausnahme der unter 2.2 genannten
Maschinen und Geréate

laufende Betriebsausgaben, Abldsung von Verbindlichkeiten, Erbabfindungen, Kreditbe-
schaffungskosten und Gebuhren fir eine Beratung in Rechtssachen

Umsatzsteuer und unbare Eigenleistungen
Leasing und Mietkauf
Investitionen in Wohnungen und Verwaltungsgebaude

Maschinen- und Erntelagerhallen mit Ausnahme klimatisierter Lagerraume fiur Obst-, Ge-
mise und sonstige Sonderkulturen, wenn sie besonderen Anforderungen an den Res-
sourcenschutz erfillen bzw. mit Ausnahme von Futterlagerhallen, die untergeordneter
Bestandteil einer Stallneubauinvestition sind

Energiegewinnungsanlagen sowie damit zusammenhangende bauliche Anlagen und
technische Einrichtungen, die durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz oder das Kraft-
Warme-Kopplungsgesetz beglinstigt werden kénnen

Investitionen in die Herstellung von Erzeugnissen zur Imitation oder Substitution von
Milch oder Milcherzeugnissen
Zuwendungsempfanger

Zuwendungsempfanger sind Unternehmen, unbeschadet der gewéhlten Rechtsform, die
im Sinne des Anhang | der VO (EU) Nr. 702/2014 Kleinstunternehmen, kleine oder mitt-
lere Unternehmen (KMU) sind und

deren Geschaftstatigkeit zu wesentlichen Teilen (mehr als 25 % der Umsatzerlése) darin
besteht, durch Bodenbewirtschaftung oder durch mit Bodenbewirtschaftung verbundene
Tierhaltung® pflanzliche oder tierische Erzeugnisse zu gewinnen und die die in § 1 Abs.
2 des Gesetzes uber die Alterssicherung der Landwirte (ALG) genannte Mindestgréi3e
erreichen oder uberschreiten (fir Imker ist an Stelle der Mindestgrof3e It. ALG die Mel-
dung bei der Tierseuchenkasse vorzuweisen) oder

Unternehmen, die einen landwirtschaftlichen Betrieb bewirtschaften und unmittelbar
kirchliche, gemeinnutzige oder mildtatige Zwecke verfolgen oder

Zusammenschliisse von mindestens zwei landwirtschaftlichen Betrieben im Sinne von
3.1 (kollektive Investitionen) oder

L als Tierhaltung im Sinne der Ziffer 3.1 gelten auch die Imkerei, die Aquakultur, die Binnenfischerei sowie die Wanderschaferei.
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Kooperationen und operationelle Gruppen (OG) der Européischen Innovationspartner-
schaft ,Landwirtschaftliche Produktivitdt und Nachhaltigkeit® (EIP) nach Artikel 35 der
VO (EU) Nr. 1305/2013 , soweit sie nach der Richtlinie ,Férderung der Zusammenarbeit
in der Land-, Forst- und Erndhrungswirtschaft* fir Projekte und Strategien oder andere
besonders innovative Investitionsbestandteile gefdrdert werden.

Zuwendungsvoraussetzungen, Verpflichtungen und Auflagen
Zuwendungsvoraussetzungen
Der Zuwendungsempfanger hat:

- berufliche Fahigkeiten fir eine ordnungsgemafe Fuhrung des Betriebes nachzu-
weisen. Bei juristischen Personen und Personengesellschaften muss mindestens
ein Mitglied der Unternehmensleitung diese Voraussetzung erfillen,

- grundsatzlich eine Buchflhrung flr mindestens drei Jahre unmittelbar vor Antrag-
stellung vorzulegen,

- aus der vorangegangenen Buchfihrung im Rahmen eines Betriebsratings (Anlage
2) die erfolgreiche Entwicklung des Betriebs (< 40 Bewertungspunkte) nachzu-
weisen,

- einen Nachweis in Form eines Investitionskonzeptes Uber die Wirtschaftlichkeit
des Unternehmens und der durchzufiihrenden Mafl3nahme zu erbringen.

Prosperitatsgrenze

Eine Forderung erfolgt nicht, wenn im Rahmen des Betriebsratings (Anlage 2) die Ra-
ting-Klasse | nachgewiesen wird.

Erganzt wird das Betriebsrating durch die vorangestellte Prufung aller Zuwendungsemp-
fanger im Hinblick auf eine Einkommensobergrenze, ermittelt am letzten vorzulegenden
Jahresabschluss. Eine Forderung erfolgt nicht wenn eine Einkommensobergrenze von
120.000 € pro Arbeitskraft Uberschritten wird.

Existenzgrindung

Bei Unternehmen, die wahrend eines Zeitraumes von héchstens drei Jahren vor Antrag-
stellung gegriindet wurden und die auf eine erstmalige selbststandige Existenzgrindung
zuruickgehen, gelten die Zuwendungsvoraussetzungen nach 4.1 mit der Maf3gabe, dass
- statt des Betriebsratings ein angemessener Kapitalanteil am Unternehmen und
ein Finanzierungsanteil am zu foérdernden Vorhaben von mindestens 10 % sowie
- die Wirtschaftlichkeit der durchzufihrenden MalRnahmen durch eine differenzierte
Planungsrechnung nachzuweisen ist.
Diese Bestimmungen gelten nicht fir Unternehmen, die infolge einer Betriebsteilung
oder im Rahmen der Hofnachfolge neu gegriundet werden.
Investitionen in Bew&dsserungs- oder Beregnungsvorhaben im Freiland sind nur zuwen-
dungsfahig, wenn bei bestehenden Anlagen oder Infrastrukturen eine Wassereinsparung
von mindestens 25 % erreicht wird. Dieses Einsparpotential ist mit der Antragstellung
nachzuweisen.
Bei der Erstanschaffung kann nur wassersparende Technik geférdert werden.
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4.1.5 Kooperationen und Operationelle Gruppen nach Nr. 3.4 kénnen im Rahmen dieser

4.2

4.3

5.1

5.2

5.3

5.4

5.5

Richtlinie nur fir Investitionen geférdert werden, welche die nach Art. 35 der VO (EU)
1305/2013 im Rahmen der Richtlinie ,Férderung der Zusammenarbeit in der Land-,
Forst- und Erndhrungswirtschaft geforderten Projekte und Strategien der TeilmafRnah-
men B-E umsetzen bzw. die besonders innovativen Investitionsbestandteile der Teil-

maflinahme A ergénzen.

Verpflichtungen
Far alle Investitionen sind besondere Anforderungen zu erfillen:

- zum Zeitpunkt der Antragstellung oder nach Abschluss der Investition in mindestens
einem der Bereiche Verbraucher-, Umwelt- oder Klimaschutz

und zusétzlich

- generell im Falle von Stallbauinvestitionen im Bereich Tierschutz entsprechend
den Vorgaben der Anlage 1 A (Basisforderung) oder B (Premiumférderung) wah-
rend der Zweckbindungsfrist.

Die besonderen Anforderungen

- des Verbraucherschutzes werden erflillt, wenn die Herstellung der Produkte nach
den Anforderungen eines anerkannten Lebensmittelqualitdtsprogramms nach Art.
16 der VO (EU) 1305/2013 oder im Rahmen der Starkung regionaler Wertschép-
fungsketten erfolgt,

- des Umwelt- und Klimaschutzes sind in geeigneter Weise, insbesondere durch
eine Verbesserung der Effizienz des Ressourceneinsatzes (z.B. von Wasser
und/oder Energie) oder durch eine Verringerung der Stoffaustrage oder der Emis-
sionen nachzuweisen.

Buchfuhrungsauflage

Der Zuwendungsempfanger wird beauflagt, beginnend mit dem Jahr der Fertigstellung
der Investition eine Buchfiihrung, die dem BMEL-Jahresabschluss entspricht, fir min-
destens 5 Jahre fortzufiihren. In begrindeten Einzelfdllen kann die Bewilligungsstelle
abweichende Regelungen treffen.

Art und Umfang, Hohe der Zuwendungen

Zuwendungsart

Projektférderung

Finanzierungsart

Anteilsfinanzierung

Form der Zuwendung

Zuschiisse und Birgschaften?

Mindestinvestitionsvolumen

Das zuwendungsfahige Investitionsvolumen betragt mindestens: 20.000¢€.

Forderobergrenzen

% Die Vergabe von Biirgschaften erfolgt nach und in Ubereinstimmung mit durch die Europaische Kommission genehmigten ,Me-
thode zur Berechnung des Beihilfewerts von Garantien im Agrarsektor* (SA.38901).
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Die Forderung wird begrenzt auf ein zuwendungsfahiges Investitionsvolumen von insge-
samt 2,0 Mio. €. Diese Obergrenze kann in den Jahren von 2015 bis 2020 einmal aus-
geschopft werden.

Hohe der Zuwendung

Fir Stallbauinvestitionen, die die baulichen Anforderungen an eine besonders tierge-
rechte Haltung gemafl Anlagel Teil B erfillen, wird ein Zuschuss von 40 % der Bemes-
sungsgrundlage gewabhrt.

Fir Stallbauinvestitionen, die die baulichen Anforderungen an eine besonders tierge-
rechte Haltung gemafl Anlagel Teil A erfillen, wird ein Zuschuss von 20 % der Bemes-
sungsgrundlage gewabhrt.

Fur sonstige Investitionen sowie fur ErschlieBungsinvestitionen wird ein Zuschuss von
20 % der Bemessungsgrundlage gewahrt.

Fur Kapitalmarktdarlehen, die zur Sicherstellung der Gesamtfinanzierung der zuwen-
dungsfahigen Investitionen erforderlich sind, kénnen gemanR Anlage 4 anteilige modifi-
zierte Ausfallbirgschaften bernommen werden.
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1.2

2.2

2.3

23.1

2.3.2

Teil B
Forderung von kleinen Investitionen spezifischer landwirtschaftlicher
Produktionsrichtungen

Zuwendungszweck

Ziel der InvestitionsmalRnahme:

Verbesserung der betrieblichen Effizienz von Kleinstunternehmen spezifischer landwirt-
schaftlicher Produktionsrichtungen unter besonderer Bertcksichtigung der Bereitstellung
von der Gesellschaft gewiinschter Leistungen, die ohne Férderung nur unzureichend
angeboten wirden.

Zuwendungszweck:

Forderung von Investitionen, die die Gesamtleistung und Nachhaltigkeit des landwirt-
schaftlichen Betriebes verbessern, insbesondere zur

- Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedingungen,

- Rationalisierung und Senkung der Produktionskosten,

- Erh6hung der betrieblichen Wertschdpfung.

Gegenstand der Forderung
Zuwendungsfahig sind Investitionen in langlebige Wirtschaftsgtiter, die

- die Voraussetzungen des Art. 17, Abs. 1a der VO (EU) Nr. 1305/2013 erflllen,

- der Erzeugung, Verarbeitung oder Direktvermarktung von Anhang-I-Erzeugnissen
dienen und

- durch Schaffung der baulichen und technischen Voraussetzungen einem oder
mehreren der unter 1.2 genannten Zuwendungszwecke dienen.

Zuwendungsfahige Ausgaben
(Bemessungsgrundlage)

Zuwendungsfahig sind die nachfolgend aufgefiihrten Ausgaben, soweit sie fur die zu
férdernden Vorhaben notwendig sind:

- Errichtung, Erwerb oder Modernisierung von unbeweglichem Vermégen,

- Kauf von neuen Maschinen und technischen Anlagen der Innenwirtschaft ein-
schlieBBlich der fir den Produktionsprozess notwendigen Computersoftware, bis
zum markttiblichen Wert des Wirtschaftsgutes,

- Kauf von neuen Maschinen und Geraten der Aul3enwirtschaft mit ausschlief3li-
chem Einsatz in der spezifischen Produktionsrichtung des geférderten Unterneh-
mens,

- allgemeine Aufwendungen, etwa fur Architektur- und Ingenieurleistungen, Bauge-
nehmigungen sowie fur Beratung, Betreuung von baulichen Investitionen, Durch-
fuhrbarkeitsstudien, den Erwerb von Patentrechten und Lizenzen die im direkten
Zusammenhang mit der Durchfiihrung der Investition stehen.

Férderungsausschluss
Von der Forderung sind ausgeschlossen:

der Erwerb von Produktionsrechten und Gesellschaftsanteilen, Tieren, Pflanzrechten
oder Pflanzen, es sei denn, sie dienen der Anlage von Dauerkulturen

Ersatzinvestitionen
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Maschinen und Geréte fir die AuRenwirtschaft, die nicht in der vor Antragstellung verof-
fentlichten Positivliste enthalten sind

laufende Betriebsausgaben, Abldsung von Verbindlichkeiten, Erbabfindungen, Kreditbe-
schaffungskosten und Gebihren fir eine Beratung in Rechtssachen

Umsatzsteuer und unbare Eigenleistungen
Leasing und Mietkauf
Investitionen in Landankauf, Wohnungen und Verwaltungsgebaude

Energiegewinnungsanlagen sowie damit zusammenhangende bauliche Anlagen und
technische Einrichtungen, die durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz oder das Kraft-
Warme-Kopplungsgesetz begtinstigt werden konnen

Zuwendungsempfanger

Zuwendungsempfanger sind Unternehmen der Imkerei, der Schéferei, der Ziegenhal-
tung, der Gehegewildhaltung und des Gartenbaus, unbeschadet der gewahlten Rechts-
form, die Kleinstunternehmen im Sinne des Anhang | der VO (EU) Nr. 702/2014 sind
und

deren Geschaftstatigkeit zu wesentlichen Teilen (mehr als 25 % der Umsatzerldse) darin
besteht, durch Bodenbewirtschaftung oder durch mit Bodenbewirtschaftung verbundene
Tierhaltung pflanzliche oder tierische Erzeugnisse zu gewinnen und die die in § 1 Abs. 2
des Gesetzes Uber die Alterssicherung der Landwirte (ALG) genannte Mindestgréi3e er-
reichen oder Uberschreiten (fur Imker ist an Stelle der Mindestgrofie It. ALG die Meldung
bei der Tierseuchenkasse vorzuweisen), oder

die einen landwirtschaftlichen Betrieb bewirtschaften und unmittelbar kirchliche, gemein-
nitzige oder mildtatige Zwecke verfolgen.

Zuwendungsvoraussetzungen und Verpflichtungen

Zuwendungsvoraussetzungen
Der Zuwendungsempfanger hat:

- berufliche Fahigkeiten fir eine ordnungsgemafe Fihrung des Betriebes nachzu-
weisen. Bei juristischen Personen und Personengesellschaften muss mindestens
ein Mitglied der Unternehmensleitung diese Voraussetzung erfillen,

- einen Nachweis in Form eines Investitionskonzeptes tber die Wirtschaftlichkeit
des Unternehmens und der durchzufiihrenden Malinahme zu erbringen.

Verpflichtungen

Investitionen in Bewasserungs- oder Beregnungsvorhaben im Freiland sind nur zuwen-
dungsfahig, wenn bei bestehenden Anlagen oder Infrastrukturen mit der Antragstellung
ein Wassereinsparpotential von mindestens 10 % nachgewiesen wird.

Bei der Erstanschaffung kann nur wassersparende Technik geférdert werden.

5 Artund Umfang, Hohe der Zuwendungen

5.1

5.2

5.3

5.4

Zuwendungsart
Projektférderung
Finanzierungsart
Anteilsfinanzierung
Form der Zuwendung
Zuschusse

Mindestinvestitionsvolumen
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Das zuwendungsfahige Investitionsvolumen betragt mindestens: 5.000 €.
Forderobergrenzen

Das zuwendungsfahige Investitionsvolumen darf innerhalb von drei Jahren 20.000 €
nicht Gberschreiten.

Hohe der Zuwendung

Es wird ein Zuschuss von 20 % der Bemessungsgrundlage gewahrt.
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Teil C
Investitionen zur Unterstitzung des Okologischen Landbaus (Okolnvest)

Zuwendungszweck

Ziel der Investitionsmaf3nahme:
Erh6hung des Anteils 6kologisch wirtschaftender landwirtschaftlicher Unternehmen

Zuwendungszweck:

Unterstutzung landwirtschaftliche Unternehmen, die eine gesamtbetriebliche Umstellung
auf okologische Wirtschaftsweise vorgenommen haben, durch die Férderung von Inves-
titionen zur

- Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedingungen,

- Rationalisierung und Senkung der Produktionskosten,

- Erhohung der betrieblichen Wertschopfung,

mit gegenlber der Investitionsforderung konventionell wirtschaftender Unternehmen
verbesserten Konditionen.

Gegenstand der Férderung

Zuwendungsfahig sind Investitionen in langlebige Wirtschaftsgtiter, die

- die Voraussetzungen des Art. 17, Abs. 1a der VO (EU) Nr. 1305/2013 erfillen,

- der Erzeugung, Verarbeitung oder Direktvermarktung von Anhang-I-Erzeugnissen
dienen und

- durch Schaffung der baulichen und technischen Voraussetzungen einem oder
mehreren der unter 1.2 genannten Zuwendungszwecke dienen.

Zuwendungsfahige Ausgaben
(Bemessungsgrundlage)

Zuwendungsfahig sind die nachfolgend aufgefiinrten Ausgaben, soweit sie fur die zu
férdernden Vorhaben notwendig sind:

- Errichtung, Erwerb oder Modernisierung von unbeweglichem Vermégen,

- Kauf von neuen Maschinen und technischen Anlagen der Innenwirtschaft ein-
schlie3lich der fur den Produktionsprozess notwendigen Computersoftware, bis
zum marktiblichen Wert des Wirtschaftsgutes,

- Kauf von neuen Maschinen und Geraten der AulRenwirtschaft mit Bezug auf den
Okologischen Landbau,

- allgemeine Aufwendungen, etwa fur Architektur- und Ingenieurleistungen, Bauge-
nehmigungen sowie fur Beratung, Betreuung von baulichen Investitionen, Durch-
fuhrbarkeitsstudien, den Erwerb von Patentrechten und Lizenzen die im direkten
Zusammenhang mit der Durchfihrung der Investition stehen.

Eingeschrankte Forderung
Aufwendungen fiir die Betreuung von Investitionsvorhaben sind nur ab einem férderfahi-
gen baulichen Investitionsvolumen von mehr als 100.000 € zuwendungsféahig.

ErschlieBungskosten sind nur zuwendungsfahig, wenn und soweit die ErschlieBung ei-
ner Verlegung des Betriebes oder wesentlicher Betriebsteile in den AuRenbereich dient
und die Betriebsverlegung im erheblichen 6ffentlichen Interesse liegt.

Forderungsausschluss
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Von der Forderung sind ausgeschlossen:

der Erwerb von Produktionsrechten und Gesellschaftsanteilen, Tieren, Pflanzrechten
oder Pflanzen, es sei denn, sie dienen der Anlage von Dauerkulturen

Ersatzinvestitionen

Maschinen und Geréte fir die AuRenwirtschaft, die nicht in der vor Antragstellung verof-
fentlichten Positivliste enthalten sind

laufende Betriebsausgaben, Abldsung von Verbindlichkeiten, Erbabfindungen, Kreditbe-
schaffungskosten und Gebuhren fir eine Beratung in Rechtssachen

Umsatzsteuer und unbare Eigenleistungen
Leasing und Mietkauf
Investitionen in Landankauf, Wohnungen und Verwaltungsgebaude

Energiegewinnungsanlagen sowie damit zusammenhangende bauliche Anlagen und
technische Einrichtungen, die durch das Erneuerbare-Energien-Gesetz oder das Kraft-
Warme-Kopplungsgesetz begtinstigt werden konnen

Investitionen in die Herstellung von Erzeugnissen zur Imitation oder Substitution von
Milch oder Milcherzeugnissen
Zuwendungsempfanger

Zuwendungsempfanger sind Unternehmen, unbeschadet der gewahlten Rechtsform, die
im Sinne des Anhang | der VO (EU) Nr. 702/2014 Kleinstunternehmen, kleine oder mitt-
lere Unternehmen (KMU) sind, die im gesamten Betrieb 6kologische Anbauverfahren
nach den Vorschriften der VO (EG) Nr. 834/2007° anwenden und

deren Geschaftstatigkeit zu wesentlichen Teilen (mehr als 25 % der Umsatzerldse) darin
besteht, durch Bodenbewirtschaftung oder durch mit Bodenbewirtschaftung verbundene
Tierhaltung pflanzliche oder tierische Erzeugnisse zu gewinnen und die die in § 1 Abs. 2
des Gesetzes Uber die Alterssicherung der Landwirte (ALG) genannte Mindestgrofie er-
reichen oder tberschreiten (fur Imker ist an Stelle der Mindestgrofe It. ALG die Meldung
bei der Tierseuchenkasse vorzuweisen), oder

Unternehmen, die einen landwirtschaftlichen Betrieb bewirtschaften und unmittelbar
kirchliche, gemeinnitzige oder mildtatige Zwecke verfolgen oder

Zusammenschlisse von mindestens zwei landwirtschaftlichen Betrieben im Sinne von
3.1 (kollektive Investitionen).

Kooperationen und operationelle Gruppen (OG) der Européischen Innovationspartner-
schaft ,Landwirtschaftliche Produktivitdt und Nachhaltigkeit® (EIP) nach Artikel 35 der
VO (EU) Nr. 1305/2013 (ELER), soweit sie nach der Richtlinie ,Férderung der Zusam-
menarbeit in der Land-, Forst- und Erndhrungswirtschaft” fir Projekte und Strategien ge-
fordert werden.

Zuwendungsvoraussetzungen, Verpflichtungen und Auflagen
Zuwendungsvoraussetzungen
Der Zuwendungsempfanger hat:

- die Einflhrung oder Beibehaltung von 6kologischen Anbauverfahren im gesamten
Unternehmen mit der Antragstellung nachzuweisen,

- berufliche Fahigkeiten fir eine ordnungsgemafe Fihrung des Betriebes nachzu-
weisen. Bei juristischen Personen und Personengesellschaften muss mindestens
ein Mitglied der Unternehmensleitung diese Voraussetzung erfillen,

3 VO (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007 uber die 6kologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von
okologischen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der VO (EWG) Nr. 2092/91 (ABI. L 189 vom 20.7.2007)
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- grundsatzlich eine Buchfiihrung flir mindestens drei Jahre unmittelbar vor Antrag-
stellung vorzulegen (ausgenommen hiervon sind nicht buchfiihrungspflichtige Be-
triebe und Existenzgrinder),

- einen Nachweis in Form eines Investitionskonzeptes uber die Wirtschaftlichkeit
des Unternehmens und der durchzufiihrenden Maflinahme zu erbringen,

- aus der vorangegangenen Buchflihrung im Rahmen eines Betriebsratings (Anlage
2) die erfolgreiche Entwicklung des Betriebs (Ratingklasse Il) nachzuweisen.

Prosperitatsgrenze

Eine Forderung erfolgt nicht, wenn im Rahmen des Betriebsratings (Anlage 2) die Ra-
ting-Klasse | nachgewiesen wird.

Erganzt wird das Betriebsrating durch die vorangestellte Prifung aller Zuwendungsemp-
fanger im Hinblick auf eine Einkommensobergrenze, ermittelt am letzten vorzulegenden
Jahresabschluss. Eine Forderung erfolgt nicht wenn eine Einkommensobergrenze von
120.000 € pro Arbeitskraft Uberschritten wird.

Existenzgrindung

Bei Unternehmen, die wahrend eines Zeitraumes von héchstens drei Jahren vor Antrag-
stellung gegrindet wurden und die auf eine erstmalige selbststandige Existenzgriindung
zurlckgehen, gelten die Zuwendungsvoraussetzungen nach 4.1.1 mit der MalRRgabe,
dass

- statt des Betriebsratings ein angemessener Kapitalanteil am Unternehmen und
ein Finanzierungsanteil am zu férdernden Vorhaben von mindestens 10 % sowie

- die Wirtschaftlichkeit der durchzufiihrenden MalRnahmen durch eine differenzierte
Planungsrechnung nachzuweisen ist.

Diese Bestimmungen gelten nicht fir Unternehmen, die infolge einer Betriebsteilung
oder im Rahmen der Hofnachfolge neu gegriindet werden.

Kooperationen und Operationelle Gruppen nach Nr. 3.4 kdnnen im Rahmen dieser
Richtlinie nur fir Investitionen geférdert werden, welche die nach Art. 35 der VO (EU)
1305/2013 (ELER) im Rahmen der Richtlinie ,Foérderung der Zusammenarbeit in der
Land-, Forst- und Erndhrungswirtschaft" geforderten Projekte und Strategien der Teil-
maflinahmen B-E umsetzen bzw. die besonders innovativen Investitionsbestandteile der
Teilmal3nahme A erganzen.

Verpflichtungen

Investitionen in Bewasserungs- oder Beregnungsvorhaben im Freiland sind nur zuwen-
dungsfahig, wenn bei bestehenden Anlagen oder Infrastrukturen mit der Antragstellung
ein Wassereinsparpotential von mindestens 10 % nachgewiesen wird.

Auflagen

Der Zuwendungsempfanger wird beauflagt,

- beginnend mit dem Jahr der Fertigstellung der Investition eine Buchfiihrung, die dem
BMEL-Jahresabschluss entspricht, fur mindestens 5 Jahre fortzufihren. In begrun-
deten Einzelfallen kann die Bewilligungsstelle abweichende Regelungen treffen.

- die Beibehaltung von o©kologischen Anbauverfahren im gesamten Unternehmen
durch die Vorlage eines gultigen Zertifikats fur die Dauer der Zweckbindungsfrist der
geforderten Investition jahrlich nachzuweisen.
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5 Artund Umfang, Hohe der Zuwendungen

51 Zuwendungsart
Projektférderung
5.2 Finanzierungsart
Anteilsfinanzierung
5.3 Form der Zuwendung
Zuschusse
54 Mindestinvestitionsvolumen
Das zuwendungsfahige Investitionsvolumen betrdgt mindestens: 5.000 €.
5.5 Forderobergrenzen

Die Forderung wird begrenzt auf ein zuwendungsfahiges Investitionsvolumen von insge-
samt 2,0 Mio. €. Diese Obergrenze kann in den Jahren von 2015 bis 2020 einmal aus-
geschopft werden.

5.6 Hohe der Zuwendung

5.6.1 Fur bauliche Investitionen und technische Anlagen wird ein Zuschuss von 40 % der Be-
messungsgrundlage gewahrt.

5.6.2 Fir Maschinen und Gerate sowie flr ErschlieBungsinvestitionen wird ein Zuschuss von
20 % der Bemessungsgrundlage gewahrt.
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Teil D
Investitionen zur Diversifizierung (DIV)

Zuwendungszweck, spezifische Rechtsgrundlage

Ziel der InvestitionsmalRnahme:

Die gesamtwirtschaftlichen und sektoralen Rahmenbedingungen fir die Landwirtschaft
bedingen deren stetigen Strukturwandel. Nicht alle Inhaber landwirtschaftlicher Unter-
nehmen werden auch in Zukunft ein ausreichendes Einkommen aus der landwirtschatftli-
chen Produktion erwirtschaften kbnnen.

Durch das Forderprogramm soll ein Beitrag zur Erhaltung der Wirtschaftskraft des landli-
chen Raumes geleistet werden.

Zuwendungszweck:

Forderung von Investitionen in nicht-landwirtschaftliche Aktivitaten zur Schaffung zusatz-
licher Einkommensquellen aus selbstandiger Tatigkeit fur landwirtschaftliche Unterneh-
men und mitarbeitende Familienangehdrige in Einzelunternehmen.

Spezifische Rechtsgrundlage

Grundsatze fur die Einzelbetriebliche Foérderung landwirtschaftlicher Unternehmen
MalRnahmegruppe A, Ziffer 2.0 Investitionen zur Diversifizierung im jeweils gultigen
Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur und des Kis-
tenschutzes*”

Gegenstand der Forderung

Gefordert werden Investitionen zur Schaffung zusatzlicher auRerlandwirtschaftlicher Ein-
kommensquellen im landlichen Raum, die die Bedingungen des Art. 19 Abs. 1 Buchsta-
be b der VO (EU) Nr. 1305/2013 sowie die Bedingungen der VO (EU) Nr. 1407/2013*
(De-minimis-Beihilfen) erfullen. Zuwendungen nach Maf3gabe des Teils D dieser Richtli-
nie werden als De-minimis-Beihilfen gem. der VO (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission
vom 18.12.2013 (ABI. EU L 352/1 v. 24.12.2013) (De-minimis-VO) in der jeweils giltigen
Fassung gewabhrt.

Wirtschaftszweige gem. Art. 1 der De-minimis-VO sind von der Forderung ausgeschlos-
sen. Samtliche einem Unternehmen gewéhrten De-minimis-Beihilfen dirfen in einem
Zeitraum von drei Steuerjahren den Gesamtbetrag von 200.000 € (100.000 € bei Unter-
nehmen im Stral3engtiterverkehrssektor) nicht Ubersteigen. Der Zuwendungsempfanger
ist hinsichtlich dieses Hochstbetrages zur Offenlegung aller De-minimis-Beihilfen dieses
Zeitraums verpflichtet. Uber die Hohe der gewéhrten Beihilfe wird dem Zuwendungs-
empfanger eine De-minimis-Bescheinigung ausgestellt.

Zuwendungsfahige Ausgaben
(Bemessungsgrundlage)

Zuwendungsfahig sind die nachfolgend aufgefuhrten Ausgaben, soweit sie fur die zu
férdernden Vorhaben notwendig sind:

- Errichtung, Erwerb oder Modernisierung von unbeweglichem Vermaogen,

4 VO (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18.12.2013 tiber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europaischen Union auf De-minimis-Beihilfen (ABI. L 352 vom 24.12.2013, S. 1)
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- Begriindung von Kurzumtriebsplantagen auf Ackerland,

- Erstanschaffung von neuen Maschinen und technischen Anlagen im Rahmen der
Schaffung zuséatzlicher Einkommensquellen einschlieflich Computersoftware, bis
zum marktiblichen Wert des Wirtschaftsgutes,

- allgemeine Aufwendungen, etwa fur Architektur- und Ingenieurleistungen, Bauge-
nehmigungen sowie fir Beratung, Betreuung von baulichen Investitionen, Durch-
fuhrbarkeitsstudien, den Erwerb von Patentrechten und Lizenzen die im direkten
Zusammenhang mit der Durchfiihrung der Investition stehen.

Eingeschrankte Férderung

Bei Brennereien sind nur Investitionen im Bereich der Direktvermarktung von Abfin-
dungs- sowie Verschlusskleinbrennereien (mit einer jéahrlichen Alkoholproduktion bis zu
10 hl) férderbar. Brennereigerdte konnen geférdert werden, soweit es sich um die Mo-
dernisierung bestehender Brennereien handelt.

Die Férderung von Kurzumtriebsplantagen ist bis 31.12.2018 befristet.

Forderungsausschluss
Von der Forderung sind ausgeschlossen:

Investitionen, die ausschlielilich die Erzeugnisse gem. Anhang-l des Vertrages uber die
Arbeitsweise der Europaischen Kommission (AEUV) betreffen mit Ausnahme von
Kurzumtriebsplantagen (KUP)

Investitionen im Bereich ,Urlaub auf dem Bauernhof* fiir die Schaffung neuer Bettenka-
pazitaten bzw. generell im Bereich bei Uberschreiten einer Gesamtkapazitét von 25 Bet-
ten

Ersatzinvestitionen

Laufende Betriebsausgaben, Ablosung von Verbindlichkeiten, Erbabfindungen, Kredit-
beschaffungskosten und Gebuhren fir eine Beratung in Rechtssachen

Umsatzsteuer und unbare Eigenleistungen

Leasing und Mietkauf

Investitionen zur Begrindung von Kurzumtriebsplantagen, deren Biomasse im Betrieb
des Antragstellers zur Stromproduktion verwendet wird, und/oder fur die Vergutungen
nach EEG in Anspruch genommen werden

Anlageinvestitionen fir die Produktion von erneuerbaren Energien, die nach EEG zu-
wendungsfahig sind

Zuwendungsempfanger

Zuwendungsempfanger sind Unternehmen, unbeschadet der gewahlten Rechtsform,

die im Sinne des Anhang | der VO (EU) Nr. 702/2014 Kleinstunternehmen, kleine oder
mittlere Unternehmen (KMU) sind und

deren Geschaftstatigkeit zu wesentlichen Teilen (mehr als 25 % der Umsatzerldse) darin
besteht, durch Bodenbewirtschaftung oder durch mit Bodenbewirtschaftung verbundene
Tierhaltung pflanzliche oder tierische Erzeugnisse zu gewinnen und

die in 8 1 Abs. 2 des Gesetzes Uber die Alterssicherung der Landwirte (ALG) genannte
MindestgroR3e erreichen oder tberschreiten oder
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die einen landwirtschaftlichen Betrieb bewirtschaften und unmittelbar kirchliche, gemein-
ndtzige oder mildtatige Zwecke verfolgen oder

Inhaber landwirtschaftlicher Einzelunternehmen, deren Ehegatten, mitarbeitende Fami-
lienangehotrige gem. 8§ 1 Abs. 8 ALG, soweit sie in rAumlicher Nahe zum landwirtschaftli-
chen Betrieb erstmalig eine selbstandige Existenz griinden oder entwickeln.

Zuwendungsvoraussetzungen und Verpflichtungen

Zuwendungsvoraussetzungen

Der Zuwendungsempfanger hat in Form eines Investitionskonzeptes einen Nachweis
Uber die Wirtschaftlichkeit des Unternehmens und der durchzufihrenden Vorhaben zu
erbringen.

Verpflichtungen
Kurzumtriebsplantagen (KUP) werden unter folgenden Voraussetzungen geférdert:

- Die Anpflanzung erfolgt auf im Sinne der Basispramienregelung beihilfefahigem
Ackerland.

- Die Flachenobergrenze je Antragsteller betragt 10 ha.

- Die Mindestbaumzahl betragt 3.000 Baume/ha.

- Die Mindeststandzeit belauft sich auf 12 Jahre.

5 Artund Umfang, H6he der Zuwendungen

5.1

5.2

5.3

54

5.5

5.6
5.6.1
5.6.2

Zuwendungsart

Projektférderung

Finanzierungsart

Anteilsfinanzierung

Form der Zuwendung

Zuschusse

Mindestinvestitionsvolumen

Das zuwendungsfahige Investitionsvolumen betrégt mindestens:10.000 €,

abweichend hiervon fur Kurzumtriebsplantagen (KUP) 7.500 €.

Forderobergrenzen

Der Gesamtwert aller einem Unternehmen gewahrten De-minimis-Beihilfen darf
200.000 € bezogen auf einen Zeitraum von drei Steuerjahren nicht Ubersteigen. Dabei
sind die fur MaRnahmen nach dieser Forderrichtlinie gewahrten Beihilfen und allen sons-
tigen De-minimis-Beihilfen zu summieren und ggf. die Bemessungsgrenze fir die Zu-
wendung zu kirzen.

Hohe der Zuwendung
Es wird ein Zuschuss von 25 % der Bemessungsgrundlage gewahrt.

Der Zuschuss fur Kurzumtriebsplantagen (KUP) wird einmalig gewahrt und betragt 40%
der zuwendungsfahigen Ausgaben, jedoch max. 1.200 €/ha.
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Teil E
Gemeinsame Regelungen fur Teil A bis D

Begriffsbestimmungen

Unter der Verarbeitung eines landwirtschaftlichen Erzeugnisses ist die Einwirkung auf
ein Erzeugnis zu verstehen, das im Anhang | des Vertrages lber die Arbeitsweise der
Europaischen Kommission (AEUV) genannt ist und bei dem auch das daraus entste-
hende Erzeugnis ein Anhang I-Erzeugnis ist.

Kleinst-, kleine und mittlere Unternehmen entsprechend der Definition im Anhang | der
VO (EU) Nr. 702/2014° (Agrarfreistellungsverordnung):

- Kleinstunternehmen sind Unternehmen, die

e weniger als 10 Mitarbeiter und
e einen Jahresumsatz oder eine Jahresbilanzsumme von hoéchstens 2 Mio. €
haben.

- Kleine Unternehmen sind Unternehmen, die

e weniger als 50 Mitarbeiter und
e einen Jahresumsatz oder eine Jahresbilanzsumme von héchstens 10 Mio. €
haben.

- Mittlere Unternehmen sind Unternehmen, die

e weniger als 250 Mitarbeiter und
e einen Jahresumsatz von hochstens 50 Mio. € oder eine Jahresbilanzsumme von
héchstens 43 Mio. € haben.

Forderrechtlich maf3geblich ist die Einstufung des Zuwendungsempfangers zum Zeitpunkt
der Bewilligung.

Eine Ersatzinvestition liegt nicht vor, wenn das neu angeschaffte oder hergestellte Wirt-
schaftsgut wegen seiner technischen Uberlegenheit oder rationelleren Arbeitsweise fur
das Unternehmen eine wesentlich andere Bedeutung hat als das ausgeschiedene Wirt-
schaftsgut.

Als Umsatzerldse der Tierhaltung im Sinne der Richtlinie gelten auch die Erlése der Im-
kerei, der Aquakultur, der Binnenfischerei sowie der Wanderschéferei.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen
Bei BaumalRnahmen muss der Zuwendungsempfanger

- Eigentumer oder Erbbauberechtigter des Grundsticks oder Inhaber eines dinglich
gesicherten Nutzungsrechts oder
- im Besitz eines Gebaudegrundbuchblattes sein oder

® VO (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom 25. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Arten von Beihilfen im
Agrar- und Forstsektor und in landlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags lber
die Arbeitsweise der Europaischen Union (ABI. L 193/1 vom 01.07.2014).
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- einen Pachtvertrag nachweisen, der mindestens bis 12 Jahre nach Fertigstellung
des Vorhabens unkundbar ist.

Der Investitionsort muss in Thiringen liegen. Fir die Teile A bis C sind Ausnahmen un-
ter Beachtung des Artikels 70 Absatz 2 der VO (EU) Nr. 1303/2013 (insbesondere Zu-
stimmung Begleitausschuss, Gewahrleistung der Kontrollierbarkeit) dann zuléassig, wenn
der Betriebssitz eines Unternehmens in Thiringen liegt, der Investitionsort, fiir den eine
Forderung beantragt wird, sich jedoch in einem angrenzenden Bundesland und mit terri-
torialem Bezug zum Betriebssitz befindet und von diesem keine Férderung angeboten
wird.

Investitionen in Bewdasserungs- oder Beregnungsvorhaben im Freiland gelten als zu-
wendungsfahig, wenn sie zusatzlich zu den in Teil A bis C genannten Zuwendungsvo-
raussetzungen bzw. Verpflichtungen die Bedingungen des Art. 46 der VO (EU) Nr.
1305/2013 und des EPLR erfullen. Zu fachlichen Details wird im Rahmen des jeweiligen
Antragsverfahrens gesondert informiert.

Fachliche Detailregelungen zu besonderen Anforderungen des AFP (Teil A) und zu Po-
sitivlisten Teil B und C werden im Rahmen des jeweiligen Antragsverfahrens gesondert
bekanntgegeben.

Die Forderung von Investitionen erfolgt unter dem Vorbehalt des Widerrufs fir den Fall,
dass die geférderten

- Bauten und baulichen Anlagen innerhalb eines Zeitraumes von zwdélf Jahren ab Fer-
tigstellung,

- technischen Anlagen, Maschinen und Gerate innerhalb eines Zeitraumes von funf
Jahren nach der Abschlusszahlung an den Beglinstigten

verauf3ert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck entsprechend verwendet werden.
Kontrollen, Kiirzungen, Verwaltungssanktionen und Ausschliisse

Die Foérderung nach dieser Richtlinie beinhaltet Kontrollen, ob die Voraussetzungen fur
die Gewahrung von Beihilfen eingehalten wurden. Das schlief3t ausdricklich auch Kon-
trollen vor Ort ein. Es finden die entsprechenden Kontrollvorschriften der VO (EU) Nr.
1306/2013 und des dazu ergangenen Durchfiihrungsrechts in der aktuell giltigen Fas-
sung Anwendung.

Sofern die Voraussetzungen fur die Gewahrung von Beihilfen nach der VO (EU) Nr.
1305/2013 und den dazu ergangenen Durchfiihrungsvorschriften einschlie3lich dieser
Richtlinie nicht eingehalten werden, kommt die Kirzung der Beihilfe, eine Verwaltungs-
sanktion oder der Ausschluss von der Forderung in Betracht, die von der Bewilligungs-
stelle verfligt werden. Dabei sind die Vorschriften flr Klirzungen, Verwaltungssanktionen
und Ausschlisse der VO (EU) Nr. 1306/2013 und des dazu ergangenen Durchfihrungs-
rechts (insb. Art. 35 der VO (EU) Nr. 640/2014 und Art. 63 der VO (EU) Nr. 809/2014)
malfigeblich.

Die Zuwendungsempfanger sind geman Art. 13 Abs. 2 in Verbindung mit Anhang Il der
VO (EU) Nr. 808/2014 verpflichtet, in bestimmten Fallen die Offentlichkeit Uiber die Un-
terstlitzung von Seiten der EU aus dem ELER-Fonds zu informieren. Néheres dazu ent-
halt das Informationsblatt ,PublizitdtsmalRnahmen zur Forderung aus dem Européischen
Landwirtschaftsfonds fur die Entwicklung des landlichen Raums (ELER) 2014 — 2020,
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welches auf der Internetseite der Thiringer Aufbaubank abgerufen werden kann (Publi-
zitat).

Die Zuwendungsempfanger sind verpflichtet, die fir die Evaluierung der Forderpro-
gramme erforderlichen Angaben in der geforderten Weise zur Verfiigung zu stellen.

Kumulierbarkeit
Vorhaben, die aus Mitteln anderer offentlicher Férderungsprogramme geférdert werden,
durfen nicht gleichzeitig nach dieser Forderrichtlinie geférdert werden.

Eine Kumulation mit Mitteln der Landwirtschaftlichen Rentenbank oder der Férderban-
ken der Lander ist moglich.

Die beihilferechtlichen Hochstgrenzen durfen bei einer Kumulation nicht Uberschritten
werden.

Verfahren

Das Verwaltungsverfahren (Antragstellung, Projektauswahl, Bewilligung, Mittelabruf und Ver-
wendungsnhachweis) wird fur die Teile A bis D getrennt durchgefiihrt.

Die Formulare sowie erganzende Informationen zu jeweils im Antragsjahr geltenden Anforde-
rungen stehen dem Antragsteller unter www.aufbaubank.de zur Verfiigung. Fur alle Schritte des
Verwaltungsverfahrens sollte bevorzugt das online-Portal genutzt werden.

3.1
3.1.1

3.1.2

3.1.3

Antrags- und Bewilligungsverfahren
Antragstellung

Die Antrage sind auf vorgegebenen Formularen vor Beginn des Investitionsvorhabens
bei der Thiringer Aufbaubank einzureichen. Sie sind jeweils bis zu einem vorab be-
kanntzugebenden Antragsstichtag zu stellen

Die Thiringer Aufbaubank kann in begrindeten Einzelfallen den vorzeitigen Vorhaben-
beginn genehmigen.

Antragsunterlagen

Neben dem Antrag sind alle im Antragsformular genannten erganzenden Antragsunter-
lagen einzureichen.

Fir die Prufung der Plausibilitat und Angemessenheit der beantragten Ausgaben sind
grundsatzlich

- bei genehmigungsfreien Bauvorhaben eine Kostenberechnung (hach DIN 276) oder 3
Kostenangebote (aul3er fiir Planungsleistungen),

- bei genehmigungspflichtigen Bauvorhaben eine Kostenberechnung (nach DIN 276)
durch einen Architekten bzw. Bauingenieur

einzureichen.

Falls weniger als drei Kostenangebote vorgelegt werden kénnen, ist dies plausibel zu
begriinden.

Bei genehmigungspflichtigen BaumalRnahmen sind die erforderlichen Genehmigungen
grundsatzlich Bestandteil der Antragsunterlagen.

Auswahlverfahren
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Die Bewilligung der Zuwendung erfolgt im Ergebnis eines Auswahlverfahrens nach Art.
49 der VO (EU) Nr. 1305/2013. Dabei erfolgt eine Priorisierung der zuwendungsfahigen
Antrége entsprechend der dem Begleitausschuss vorgestellten Auswabhlkriterien. Im Er-
gebnis des Auswahlverfahrens kénnen Antrage abgelehnt werden.

Die Auswahlkriterien sind veréffentlicht auf den Internetseiten des TMIL zum ELER
2014 - 2020 bzw. der TAB zur Investitionsfoérderung landwirtschaftlicher Unternehmen
(http://www.aufbaubank.de/Foerderprogramme - Rubrik ILU).

Bewilligungsverfahren
Zustéandige Stelle fur die Bewilligung der Zuwendungen ist die Tharinger Aufbaubank.

Das Bewilligungsverfahren kann eingeleitet werden, wenn die Projektauswabhl erfolgreich
war und der Antrag und alle erganzenden Antragsunterlagen vollstandig vorliegen. Die
Vervollstandigung hat nach Aufforderung innerhalb eines Monats zu erfolgen. Bei Nicht-
einhaltung dieser Frist wird der Antrag grundsétzlich abgelehnt.

Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

Die Zuwendung wird von der Bewilligungsstelle auf Antrag des Begunstigten nach Vor-
lage des Abrufantrages ausgezahilt.

Die Auszahlung der Mittel erfolgt grundsatzlich nach Vorlage quittierter Rechnungen
(Originalbelege). Insoweit findet Nr. 1.4 der Allgemeinen Nebenbestimmungen zur Pro-
jektférderung (ANBest-P) keine Anwendung.

Der Mindestbetrag einer mit dem Mittelabruf eingereichten Rechnung betragt 50 € (ohne
MwsSt.). Bei Rechnungsbetragen ab 1.000 € (ohne MwSt.) darf das Zahlungsdatum zum
Zeitpunkt des Mittelabrufs grundséatzlich nicht langer als 6 Monate zuriickliegen, ausge-
nommen Planungsleistungen und Leistungen im Rahmen eines vorzeitigen Vorhaben-
beginns.

Verwendungsnachweisverfahren

Der Verwendungsnachweis ist nach Abschluss des Vorhabens vom Zuwendungsemp-
fanger innerhalb von 3 Monaten zur Schlussprifung an die Bewilligungsstelle zu leiten.

Zu beachtende Vorschriften

Fur die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie flr den Nach-
weis und die Prifung der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwen-
dungsbescheides und die Ruckforderung der gewahrten Zuwendung gelten die VV zu §
44 ThirLHO, das ThurvwVfG und die Regelungen der VO (EU) Nr. 1306/2013 und der
VO (EU) Nr. 809/2014 soweit nicht in dieser Forderrichtlinie Abweichungen zugelassen
worden sind.

Auftrage sind nur an fachkundige und leistungsféahige Anbieter nach wettbewerblichen
Bedingungen zu vergeben.

Bei einem Gesamtbetrag der Zuwendung uber 50.000 € sollen vor Auftragsvergabe
mindestens drei Bewerber zur Angebotsabgabe aufgefordert werden. Falls weniger als
drei Angebote vorgelegt werden kénnen, ist dies zu begrinden.

Wenn der Gesamtbetrag der Zuwendung bis 50.000 € betragt, ist eine direkte Auftrags-
vergabe moglich. Ziffer 3.1.2 bleibt davon unbertihrt.


http://www.aufbaubank.de/Foerderprogramme%20-
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Ziffer 3 der Allgemeinen Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur Projektférderung
(Anlage 2 der VV Nr. 5.1 zu § 44 ThirLHO) findet keine Anwendung.

Prufungsrechte

Die Bewilligungsstelle, die zustandigen Dienststellen der Européischen Kommission so-
wie weitere berechtigte Stellen It. VO (EU) Nr. 1306/2013 sind berechtigt, Blicher, Bele-
ge und sonstige Geschaftsunterlagen anzufordern und zu prifen sowie die Verwendung
der Zuwendung durch ortliche Erhebungen zu prufen oder durch Beauftragte prifen zu
lassen (§ 44 Abs. 1 Satz 3 ThirLHO).

Die Prufungsrechte des Thiringer Rechnungshofes (8 91 ThirLHO), des Bundesrech-
nungshofes und des Europaischen Rechnungshofes bleiben unberthrt.

Transparenz

Nach MalRgabe der Art. 111 bis 113 der VO (EU) Nr. 1306/2013 in Verbindung mit den
Artikeln 57 bis 62 der VO (EU) Nr. 908/2014 sind Informationen Uber die ldentitat des
Begunstigten, den zugeteilten Betrag und den Fonds, aus dem dieser gewahrt wird, so-
wie Uber die Art und Beschreibung der betreffenden MalRnahme zu veréffentlichen. Die
Veroffentlichung erfolgt jahrlich auf einer speziellen Website im Internet. Die Informatio-
nen bleiben vom Zeitpunkt ihrer ersten Vertffentlichung an zwei Jahre lang auf der
Website zuganglich. Die Informationen kénnen zum Zweck des Schutzes der finanziel-
len Interessen der Europaischen Gemeinschaften von Rechnungsprifungs- und Unter-
suchungseinrichtungen der Europdischen Gemeinschaften, des Bundes, der Lander, der
Kreise und der Gemeinden verarbeitet werden.

Controlling

Die FérdermalRnahme wird im Rahmen des ELER- bzw. GAK-Monitorings einer Zieler-
reichungskontrolle (Controlling) unterzogen.

Ubergangsregelungen

Die Richtlinie vom 15. September 2015 (ThirStAnz. Nr. 42/2015 S. 1770) gilt fort fur alle
bis 31.12.2016 bewilligten Vorhaben.

5 Inkrafttreten, Au3erkrafttreten
Diese Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Vertffentlichung in Kraft und mit Ablauf des
31. Dezember 2023 aul3er Kraft.
Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten tritt die Forderrichtlinie zur Investitionsférderung land-
wirtschaftlicher Unternehmen (ILU) in der Fassung vom 15. September 2015
(TharStAnz. Nr. 42/2015 S. 1770) aul3er Kraft.

Erfurt, den

Birgit Keller

Ministerin fur Infrastruktur und Landwirtschaft



Anlage 1

Bauliche Anforderungen an eine besonders tiergerechte Haltung

Gliltig in der jeweiligen Fassung des Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung

der Agrarstruktur und des Kistenschutzes"”

Teil A
Basisforderung

Teil B
Premiumférderung

Stalle mussen so beschaffen sein, dass deren tageslichtdurchlassige Flachen min-

destens

- 3 % der Stallgrundflache bei Schweinen und Geflugel

- 5% bei allen tbrigen Tierarten betragen.

Anforderungen an Laufstélle fur Milchkiihe und Aufzuchtrinder

- Forderungsfahig sind Laufstélle.

Forderungsfahig sind Laufstalle, die
Uber einen Auslauf fir mindestens ein
Drittel der Milchkiihe (4,5 m?/GV) verfi-
gen. Auf einen Auslauf kann verzichtet
werden:

= Dbei regelmafliigem Sommerweide-
gang und

= Dbei einer Stallmodernisierung, wenn
ein Auslauf aufgrund der Stalllage
nicht moglich ist und mindestens 7
m?/GV Stallflache zur Verfiigung ge-
stellt werden.

- Die spaltenfreie Liegeflache muss so bemessen sein, dass alle Tiere gleichzeitig liegen

kdénnen.

- Im Falle von Liegeboxen ist fUr jedes Tier eine Liegebox bereitzustellen.

- Liegeplatze missen ausreichend mit geeigneter trockener Einstreu oder anderem kom-
fortschaffenden Material (Komfortmatten geprufter und anerkannter Qualitét) versehen
werden. Bei Hochboxen sind Komfortmatten einzusetzen.

- Fur jedes Tier ist ein Grundfutterfress-

platz bereitzustellen, dessen Breite dazu

ausreicht, dass alle Tiere gleichzeitig
fressen kénnen. Wenn durch geeignete
technische oder manuelle Verfahren die

Tiere stédndig Zugang zum Futter haben,

ist ein Tier-Fressplatz-Verhéltnis von
maximal 1,5 : 1 zulassig.

Fur jedes Tier ist ein Grundfutterfress-
platz bereitzustellen, dessen Breite dazu
ausreicht, dass alle Tiere gleichzeitig
fressen kénnen. Wenn durch geeignete
technische oder manuelle Verfahren die
Tiere standig Zugang zum Futter haben,
ist ein Tier-Fressplatz-Verhéltnis von
maximal 1,2 : 1 zulassig. Werden Melk-
verfahren angewendet, bei denen die
Klhe Uber den Tag verteilt gemolken
werden (z.B. automatische Melksyste-
me), ist ein Tier-Fressplatz-Verhaltnis
von maximal 1,5 : 1 zulassig.

- Die nutzbare Stallfliche muss mind. 5,5 m? je GroRvieheinheit betragen.

- Bei Stallneubauten mussen die Lauf-/ Fressgénge bei Milchkiihen mindestens
3,5 m und Laufgénge 2,5 m breit sein, so dass sich die Tiere stressfrei begegnen kén-

nen.




Teil B
Premiumférderung

Teil A
Basisforderung

Anforderungen an die Kalberhaltung

Der Stall muss so beschaffen sein, dass die Kalber ab der 5. Lebenswoche in Gruppen
gehalten werden.

Die Liegeflache muss so bemessen sein, dass alle Tiere einer Gruppe gleichzeitig lie-
gen kénnen.

Die Liegeflache muss ausreichend mit geeigneter Einstreu versehen werden.

- Die Anlage muss so beschaffen sein,
dass den Tieren entweder wahrend der
Weideperiode taglich ein Auslauf mit
freiem Zugang zu einer Trankevorrich-
tung geboten werden kann oder die Tie-
re im Offenstall (einschlie3lich Kalber-
hitten) gehalten werden.

Anforderungen an Haltungsformen in der Rindermast (auf3er Mutterkuhhaltung)

Die Liegeflache muss so bemessen sein, dass alle Tiere gleichzeitig liegen kénnen.

- Die verfugbare Flache muss
1. bis 350 kg Lebendgewicht mind.
3,5 m?pro Tier und

2. Uber 350 kg Lebendgewicht mind.
4,5 m? pro Tier betragen.

Die Liegeflache muss ausreichend mit geeigneter trockener Einstreu oder anderem
Komfort schaffenden Material (Komfortmatten geprifter und anerkannter Qualitat) ver-
sehen werden.

Perforierte Boden (mit einer Spaltenbreite von max. 3,5 cm) dirfen hochstens 50 %

der nutzbaren Stallflache ausmachen, es sei denn die Liegeflache ist mit einer perfo-
rierten Gummimatte ausgelegt, die mindestens 50% der Stallflache ausmacht.

Fur jedes Tier ist ein Grundfutterfress- -
platz bereitzustellen, dessen Breite aus-
reicht, dass alle Tiere gleichzeitig fres-
sen konnen. Bei Vorratsftterung ist ein
Tier-Fressplatz-Verhaltnis von 1,5: 1
zulassig.

Fur jedes Tier ist ein Grundfutterfress-
platz bereitzustellen, dessen Breite aus-
reicht, dass alle Tiere gleichzeitig fres-
sen konnen. Bei Vorratsfitterung ist ein
Tier-Fressplatz-Verhaltnis von 1,2 : 1
zulassig. Sofern mittels technischer Ein-
richtungen den Tieren ein permanenter
Zugang zum Futter ermdglicht wird, ist
ein Tier-Fressplatz-Verhaltnis von

1,5: 1 zulassig.

Anforderungen an die Haltung von Mutterkiihen

Die Liegeflache muss so bemessen sein, dass alle Tiere gleichzeitig liegen kénnen.
Die Liegeflache muss ausreichend mit geeigneter Einstreu versehen werden.
Die nutzbare Stallfliche muss mind. 5,5 m* je GroRvieheinheit betragen.

Der Stall muss tber einen Auslauf fr
mindestens ein Drittel der Mutterkiihe
(4,5 m*/GV) verfugen. Auf einen Auslauf
kann verzichtet werden:

1. bei regelmaRigem Sommerweide-
gang und

2. bei einer Stallmodernisierung, wenn
ein Auslauf aufgrund der Stalllage
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Teil A Teil B
Basisforderung Premiumférderung

nicht moglich ist und mindestens
7 m?/GV Stallflache zur Verfiigung
gestellt werden.

Anforderungen an die Haltung von Absatzferkeln, Zuchtlaufern und Mastschweinen

Der Liegebereich muss

ausreichend mit geeigneter trockener Einstreu versehen werden oder
mit Tiefstreu versehen werden oder
mit einer Komfortliegeflache ausgestattet sein.

Im Stall missen fir alle Tiere zuganglich mindestens drei verschiedenartige manipu-
lierbare Beschaftigungselemente in einer ausreichenden Anzahl zur Verfligung stehen.
Geeignet hierfir sind Holz an Ketten, eine besondere Fitterungstechnik, die die Dauer
der Futteraufnahme beim Tier ausdehnt und eine Beschaftigung induziert, Strohraufen
oder vergleichbare Elemente.

- Fur Absatzferkel, Zuchtlaufer und Mast-
schweine muss eine uneingeschrankt
nutzbare Bodenflache zur Verfiigung
stehen, die mindestens 20 % groRer ist,
als nach der TierSchNutztV® vorge-
schrieben.

Anforderungen an die Haltung von Jung- und Zuchtsauen und Zuchtebern

Im Falle der Trogfiitterung ist je Sau bzw. Jungsau ein Fressplatz bereitzustellen, des-

sen Breite es zulasst, dass alle Tiere gleichzeitig fressen kdnnen.

Der Liegebereich muss fiir Eber, Zucht- und Jungsauen nur im Wartebereich’ bzw. in

Gruppenhaltung

» planbefestigt sein und ausreichend mit geeigneter trockener Einstreu versehen
werden oder

* mit Tiefstreu versehen werden oder

* mit einer Komfortliegeflache ausgestattet sein.

FUr Zucht- und Jungsauen im Abferkelbereich und bei Einzelhaltung im Deckbereich

muss mindestens ein Teil des Liegebereiches als Komfortliegeflache (z.B. Gummimat-

te im Schulterbereich) ausgestattet sein.

Im Stall mussen fur alle Tiere (fir Zucht- und Jungsauen nur im Wartebereich bzw. in

der Gruppenhaltung) mindestens drei verschiedenartige manipulierbare Beschafti-

gungselemente in einer ausreichenden Anzahl zur Verfigung stehen. Fur Zucht- und

Jungsauen ist im Abferkelbereich und bei Einzelhaltung im Deckbereich mindestens

ein Beschéftigungselement zur Verfiigung zu stellen. Geeignet hierfur sind Holz an

Ketten, eine besondere Fitterungstechnik, die die Dauer der Futteraufnahme beim

Tier ausdehnt und eine Beschéaftigung induziert, Strohraufen oder vergleichbare Ele-

mente.

- Die Haltungseinrichtung fur Eber muss
eine Flache aufweisen, die mindestens
20 % groRer ist, als nach der
TierSchNutztV vorgeschrieben.

- Fur Jungsauen und Sauen muss im
Zeitraum von Uber vier Wochen nach
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® Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung (TierSchNutztV) Bekanntmachung vom 31.08.2006 (BGBI. I, S. 2044) in der jeweils gel-

tenden Fassung

" vgl. Tierschutznutztierhaltungsverordnung § 30 Abs. 2 Satz 1
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Teil A Teil B
Basisforderung Premiumférderung

dem Decken bis eine Woche vor dem
voraussichtlichen Abferkeltermin eine
uneingeschrankt nutzbare Bodenflache
zur Verfuigung stehen, die mindestens
20 % gro6Rer ist, als nach der
TierSchNutztV vorgeschrieben.

- Die Mindestflache je Abferkelbucht
muss 6 m? betragen.

- Die Haltungseinrichtung muss so aus-
gestaltet sein, dass sie nach dem Ab-
ferkeln dauerhaft getffnet werden
kann. Die Sau muss sich dann unge-
hindert umdrehen kdnnen.

Anforderungen an die Haltung von Ziegen

Fur jedes Tier ist ein Fressplatz bereitzustellen, dessen Breite dazu ausreicht, dass alle
Tiere gleichzeitig fressen kdnnen.

Der Stallraum muss mit einem planbefestigten Boden sowie einer Ablamm- bzw. Ab-
sonderungsbucht ausgestattet sein.

Neben der nutzbaren Stallflache sind zusatzlich pro Ziege mind. 0,5 m? nutzbare Liege-
flachen zu schaffen, die gegenlber der tbrigen Stallflache erhoht sind.

Liegeplatze missen ausreichend mit geeigneter trockener Einstreu versehen werden.

Es missen Aufzuchtbuchten fir Zicklein vorhanden sein, die so bemessen sind, dass
alle Zicklein gleichzeitig liegen konnen.

In Stall und Auslauf missen ausreichend Birsten und Reibungsflachen zur Verfliigung
stehen.

- Die nutzbare Stallflache muss mind. 1,5
m?/Ziege und 0,35 m?/Zicklein betragen.

- Die Anlage muss so beschaffen sein,
dass den Tieren ganzjahrig ein Auslauf
zur Verfugung steht. Im Stall- oder Aus-
laufbereich sind geeignete Klettermdg-
lichkeiten zu schaffen.

Anforderungen an die Haltung von Schafen

Der Stallraum muss mit einem planbefestigten Boden sowie einer Ablamm- bzw. Ab-
sonderungsbucht ausgestattet sein.

Liegeplatze missen ausreichend mit geeigneter trockener Einstreu versehen werden.
Ein Klauenbad einschlie3lich Zutriebeinrichtung muss vorhanden sein.

- Die nutzbare Stallflache muss mind.
1,5 m?/Schaf und 0,35 m?Lamm betra-
gen.

- Die Anlage muss so beschaffen sein,
dass den Tieren ein Auslauf zur Verfi-
gung steht, der so bemessen und ge-
staltet ist, dass er fur die Sammlung und
den Aufenthalt der Herde ausreicht.
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Teil A Teil B
Basisforderung Premiumférderung

Anforderungen an die Freilandhaltung von Legehennen

Im AulRenbereich missen fur alle Tiere ausreichende Schutzeinrichtungen naturlicher
oder baulicher Art (z. B. Unterstande, Baume, Straucher) zur Verfligung stehen, die
ausreichend breit und so verteilt und zusammenhangend angelegt sind, dass sie von
den HUhnern von jeder Stelle des AulRenbereiches schnell erreicht werden kénnen.

- Soweit die Einrichtung eines Kaltscharr-
raums aus baulichen oder rechtlichen
Grinden nicht mdglich ist, muss der
Stall Uber einen Dachuberstand von
mindestens 2 m Breite/Tiefe lUber die
gesamte mit Ausschlupfléchern verse-
hene Stallseite verfiigen. Die gesamte
Flache unter dem Dachuberstand muss
befestigt sein. Fur Mobilstélle ist kein
Dachiberstand und keine Befestigung
erforderlich.

Anforderungen an die Bodenhaltung von Jung- und Legehennen

Der Stall muss mit einem befestigten Kaltscharrraum verbunden sein, der den Tieren
ab der 10. Lebenswoche zur Verfligung steht.

Im Stall miissen den Tieren ab der 3. Lebenswoche erhohte Sitzstangen angeboten
werden. Die Sitzstangenlange muss fir Junghennen ab der 10. Lebenswoche mindes-
tens 12 cm je Tier aufweisen.

Die Sitzstangen mussen fur Jung- und Legehennen so installiert sein, dass auf ihnen
ein ungestortes, gleichzeitiges Ruhen aller Tiere moglich ist. In der Volierenhaltung
muss fur Junghennen der Zugang zu den einzelnen Ebenen regulierbar sein.

Neben Vorrichtungen zur Regulierung des Lichteinfalls fir tageslichtdurchlassige Fla-
chen muss bei kiinstlicher Beleuchtung eine an die unterschiedlichen Funktionsberei-
che der Haltungseinrichtung angepasste Abstufung der Lichtintensitat moglich sein.
Die Beleuchtung muss fir die Tiere flackerfrei sein.

Der Einstreubereich (inklusive Kaltscharrraum) ist so zu strukturieren und auszustat-
ten, dass den Tieren zusatzlich zur Einstreu verschiedenartig manipulierbares und aus-
wechselbares Beschéftigungsmaterial (z. B. Heuraufen, Pickblocke, Stroh- oder Luzer-
neballen) zur Verfluigung steht.

- Der Kaltscharrraum muss mindestens
einem Dirittel der nutzbaren Stallgrund-
flache entsprechen und mit geeigneter,
manipulierbarer Einstreu sowie ausrei-
chend bemessenen und gleichmafig
verteilten Staubbadern ausgestattet
sein.

- Die Grundflache des Kaltscharrraums
darf nicht in die Berechnung der maxi-
malen Besatzdichte einbezogen werden.

- Zur Optimierung des Stallklimas mussen
bei Volierenhaltung Kanéle zur Kot-
bandbeluftung vorhanden sein.
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Anforderungen an die Haltung von Mastputen

Der Stall muss mindestens gemafR den bundeseinheitlichen Eckwerten fur eine freiwil-
lige Vereinbarung zur Haltung von Mastputen vom Méarz 20132, ausgestattet sein.

- Der Stall muss so bemessen sein, dass
die Besatzdichte wahrend der Endmast-
phase bei Putenhennen max. 35 kg und
bei Putenhahnen max. 40 kg Lebend-
gewicht pro m? nutzbarer Stallflache
nicht Gberschreitet.

Der Stall muss mit einem befestigten Kaltscharrraum bzw. Wintergarten verbunden
sein. Stall und Kaltscharrraum bzw. Wintergarten sind mit Vorrichtungen fur Rick-
zugsmaglichkeiten und Beschaftigung (erhdhte Ebenen, Sichtbarrieren, Strohraufen)
auszustatten.

Fur Mobilstalle ist kein Kaltscharrraum erforderlich, die Bodenflache muss aber je nach
Zustand (Trockenheit) ausreichend mit geeigneter Einstreu versehen werden.

- Der Kaltscharrraum bzw. Wintergarten
muss mindestens 800 cm?/Putenhahn
und
500 cm?/Putenhenne umfassen und mit
geeigneten, ausreichend bemessenen
und gleichmaflig verteilten Staubbadern
ausgestattet sein.

Anforderungen an die Haltung von Masthihner

Die nutzbare Bodenflache muss planbefestigt und ausreichend mit geeigneter trocke-
ner Einstreu versehen werden.

Fur Mobilstalle muss die Bodenflache nicht planbefestigt sein, aber je nach Zustand
(Trockenheit) ausreichend mit geeigneter Einstreu versehen werden.

- Der Stall muss so bemessen sein, dass
die Besatzdichte wahrend der Endmast-
phase max. 25 kg Lebendgewicht pro m?
nutzbarer Stallflache nicht Gberschreitet.

Anforderungen an die Haltung von Enten oder Génsen

Der Stall muss so beschaffen sein, dass den Tieren ein Auslauf und jederzeit zugangli-
che, ausreichend bemessene Bademoglichkeiten zur Verfigung stehen.

Die Bademdglichkeiten missen so gestaltet sein, dass die Enten oder Ganse den gan-
zen Kopf ins Wasser stecken kdnnen. Es mussen Einrichtungen vorhanden sein, die
die Bereitstellung von klarem Wasser fir das Baden gewahrleisten.

- Der Stall muss so bemessen sein, dass
die Besatzdichte wahrend der Endmast-
phase bei Mastenten max. 25 kg und bei
Mastgansen max. 30 kg Lebendgewicht
pro m? nutzbarer Stallflache nicht tiber-
schreitet.

- Der AuRenbereich muss so bemessen
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sein, dass ein Weideauslauf von mind.
2 m?/Mastente bzw. 4 m?/Mastgans zur
Verfligung steht.

Anforderung an die Haltung von Pferden

Forderfahig sind Anlagen/Systeme zur Haltung in Gruppen mit Auslauf.
- Fuor jedes Pferd ist ein Fressplatz bereitzustellen, dessen Breite dazu ausreicht, dass

alle Tiere gleichzeitig fressen kdnnen.

- Der Stallraum muss mit einem planbefestigten Boden ausgestattet sein, der ausrei-
chend mit geeigneter trockener Einstreu versehen wird.

- Ein besonderes Abteil fir kranke, verletzte, unvertragliche oder neu eingestallte Tiere
muss bei Bedarf eingerichtet werden kénnen. Dieses muss mindestens Sicht-, Hor-
und Geruchkontakt zu einem anderen Pferd gewahrleisten.

- Die Anlage muss so beschaffen sein, dass den Tieren jederzeit ein geeigneter Auslauf

zur Verfugung steht.

- Im Sommer wird den Pferden zusatzlich regelméaRiger Weidegang angeboten.

Die nutzbare Liegeflache muss mindes-
tens 9 m?/Pferd und mindestens 7
m2/Pony betragen.
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Anlage 2
Betriebsrating (Ziffer 4.1.1 und 4.1.2 der Teile A und C)
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Das Betriebsrating erfolgt rechtsformunabhéangig grundsatzlich mit folgenden Kennzahlen:

Kennzahl Einheit

1. Einkommen je AK (Basis ordentl. Ergebnis) T€/AK

2. Eigenkapitalveranderung (bereinigt, ordentl.) €/ha LF

3. Eigenkapitalquote %

4. Gesamtkapitalrentabilitat %

5. Ausschépfung der mittelfristigen Kapitaldienst- %
grenze

Im Regelfall wird der Mittelwert der letzten drei verfiigbaren Jahre gebildet.

Fur die einzelnen Kennzahlen wird ein Bewertungsrahmen festgelegt, der in 10 Stufen Werte
fur die jeweiligen Kennzahlen enthalt. Jede Stufe wird mit einer Boniturnote bewertet, wobei mit
aufsteigender Folge der Boniturnoten eine zunehmend ungiinstigere Situation gekennzeichnet
wird (Boniturnote 1 = beste Bewertung, Boniturnote 10 = schlechteste Bewertung).

Die Boniturnoten fir die jeweiligen Kennzahlen werden addiert und die Summe der
Boniturnoten einer Ratingklasse zugeordnet.

Ratingklassen

Klasse

Summe der
Boniturnoten

Beurteilung der
Forderwirdigkeit

keine Férderung
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Anlage 3
Foérderung von Maschinen und Geraten der AuRenwirtschaft
(befristet forderfahig von 2016 bis 2019)

Forderfahig sind folgende Maschinen und Geréte:

1. Ausbringung von Wirtschaftsdiingern

11 Injektionsgeréate fur die Ausbringung von Gille, Garresten, Jauche und Sickersaft mit
und ohne Tankwagen.

1.2 An Tankwagen angebaute Geréte zur Direkteinarbeitung von Giille, Garresten, Jauche
und Sickersaft, wie Grubber, Scheibeneggen, Scheibenschlitzgerate und vergleichbare
Techniken, mit und ohne Tankwagen.

1.3 Schleppschuhverteiler mit und ohne Tankwagen.

Die Gerate missen nachweislich dem neuesten Stand der Technik entsprechen. Dies ist z.B.
der Fall, wenn die Geréte in einem Testverfahren nach DLG oder VERA erfolgreich gepruft
wurden.

2. Anwendung von Pflanzenschutzmitteln

2.1 Spritz- und Sprihgeréate fur den Obst-, Garten- und Weinbau, die nicht angelagerte
Spritzflussigkeit auffangen und in den Tank zurtckférdern und die Abdrift um mindes-
tens 90% gegenuber herkdbmmlichen Sprihgeraten verringern kénnen, ohne die Wirk-
samkeit der Anwendung zu verringern.

2.2 Pflanzenschutzgerate mit Sensorsteuerung, die entweder Liicken in der Zielflache er-
kennen und die Dusen entsprechend abschalten oder die z. B. in Flachenkulturen Un-
krauter oder Pilzbefall erkennen und die Dusen entsprechend einschalten. Die mégliche
Mitteleinsparung der Geréate muss durch eine Prifung des Julius Kihn-Instituts nach-
gewiesen werden.

2.3 Feldspritzgerate mit Assistenzsystemen zur automatischen Teilbreitenschaltung und
Gesténgefiuihrung und automatischer Innenreinigung.

2.4 Feldspritzgerate mit Mehrkammersystemen zur gezielten teilflachenspezifischen Aus-
bringung von Pflanzenschutzmitteln.

Die unter Punkt 2.1 — 2.4 genannten Gerate missen vom Julius-Kihn-Institut gepruft und aner-
kannt worden sein.

Selbstfahrende Maschinen sind sowohl bei der Ausbringung von Wirtschaftsdiingern als auch
bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln nicht forderfahig.
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Anlage 4
Burgschaften

5.1.

5.2.

5.3.

5.4.

Fur Kapitalmarktdarlehen im Sinne von Teil A Nr. 5.6.4 dieser Forderrichtlinie (FR) kénnen
anteilige modifizierte Ausfallbirgschaften tibernommen werden, soweit das Darlehen nicht
durch bankubliche Sicherheiten gedeckt und mit der Zahlung der vertraglich vereinbarten
Zins- und Tilgungsleistungen gerechnet werden kann.

Die Laufzeit der Burgschaft ist beschrankt auf die Laufzeit des Kapitalmarktdarlehens,
dass zur Sicherstellung der Gesamtfinanzierung der zuwendungsfahigen Investition ge-
malf3 Bewilligungsbescheid aufgenommen wurde. Die Tilgungsmodalitdten sind so zu ge-
stalten, dass das Darlehen bis zum Laufzeitende durch regelmafiige Tilgungen vollstandig
zuruickgefiihrt wird. Die Biirgschaft endet spatestens 20 Jahre nach Ubernahme.

Birgschaften konnen nur fur Darlehen Gbernommen werden, die bei Antragstellung auf
Burgschaftsiibernahme noch nicht gewahrt oder verbindlich zugesagt worden sind. Eine
Darlehenszusage unter dem ausdrticklichen Vorbehalt der Birgschaftsgewéahrung ist un-
schadlich.

Der Darlehensnehmer hat soweit wie mdglich Sicherheiten — vorrangig Grundpfand-
rechte — zur Verfligung zu stellen. Dies gilt auch, wenn er nachtraglich daftir geeignetes
Vermdgen erlangt.

Bei haftungsbeschrankenden Rechtsformen ist Voraussetzung fir die Vergabe einer Aus-
fallblrgschaft, dass alle Gesellschafter, die einen wesentlichen Einfluss auf den Darle-
hensnehmer ausiiben kénnen, fir das Darlehen mithaften, zumindest aber eine selbst-
schuldnerische Burgschaft in Darlehenshéhe abgeben. Dies gilt entsprechend fur Gesell-
schaften ohne Rechtspersonlichkeit, wie z.B. die OHG, die KG und die GbR.

Mit der Abwicklung von Birgschaften nach dieser FR und den ergdnzenden Bestimmun-
gen beauftragt das Thiringer Finanzministerium die Landwirtschaftliche Rentenbank
Frankfurt. Das Thiringer Finanzministerium Gbernimmt zu diesem Zweck gegenuber der
Landwirtschaftlichen Rentenbank Frankfurt globale Ruckburgschaften. Auf Grund dieser
Ruckburgschaften ist die Landwirtschaftliche Rentenbank Frankfurt (nachstehend Biirge
genannt) berechtigt, in eigenem Namen Birgschaften nach MalRgabe folgender Bedin-
gungen zu Ubernehmen.

Art und Umfang der verblrgten Darlehen

Burgschaften konnen nur fur Kapitalmarktdarlehen gewéhrt werden, die zur Deckung der
Gesamtausgaben von Vorhaben aufgenommen werden, die nach der vorgenannten FR
gefordert werden.

Das Einverstandnis der Bewilligungsstelle zur Birgschaftsiibernahme muss vorliegen.

Die Gesamtfinanzierung des Vorhabens muss bei Antragstellung gesichert sein.

Verburgte Darlehen durfen nur nach den fur langfristige Darlehen geltenden allgemeinen
Grundsatzen des jeweiligen Darlehensgebers kindbar oder fallig sein.
Das verbirgte Darlehen darf nur aus Griinden gekindigt oder fallig gestellt werden, die
mit der Beleihung, namentlich mit der Sicherheit des Darlehens oder mit der Person des
Darlehensnehmers zusammenhangen.

Zinssatz, Auszahlungskurs und Verwaltungskosten fir das verburgte Darlehen durfen
nicht ungunstiger sein als die markttiblichen Bedingungen fur Darlehen gleicher Art z. Z.
der Darlehenszusage (Regelzinssatz). Vertragliche Vorbehalte zum Zwecke der Zinsan-
passung sind zuldssig, soweit sie aus Grinden der Refinanzierung erforderlich sind.
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Antragsverfahren

Der Antrag auf Ubernahme einer Einzelbiirgschaft ist von dem Darlehensnehmer unter
Verwendung des daflir vorgesehenen Formulars bei dem das Darlehen gewahrenden
Kreditinstitut (Burgschaftsnehmer) in vierfacher Ausfertigung zu stellen.

Das birgschaftsnehmende Kreditinstitut bestétigt die im Antrag gemachten Angaben —
insbesondere die zu den Wertangaben und zur Besicherung — und leitet den Antrag in
vierfacher Ausfertigung an die Bewilligungsstelle weiter. Die Genehmigung Uber die Ge-
wahrung der Burgschaft erfolgt durch das Thiringer Finanzministerium. Abwickelndes In-
stitut ist die Landwirtschaftliche Rentenbank in Frankfurt am Main.

Art und Umfang der Blrgschaften

Die Burgschaften werden als modifizierte Ausfallbirgschaften tbernommen. Sie decken
hdchstens 70 % des Ausfalls an der Hauptforderung, den marktiblichen Zinsen sowie den
Kosten der Kindigung und der Rechtsverfolgung, fur die Kosten jedoch nur bis zu 2 %
des Burgschaftshdchstbetrages fur die Hauptforderung.

Die Verbiirgung von Haushaltsmitteln des Bundes und des Landes sowie die Ubernahme
von Birgschaften in Sanierungsfallen sind ausgeschlossen.

Die Burgschaft wird mit dem Zugang der Burgschaftserklarung beim Darlehensgeber und
der Vorlage der in der Birgschaftserklarung genannten Unterlagen und Nachweise wirk-
sam.

Der Selbstbehalt der Banken betragt mindestens 30 %. Er darf nicht gesondert oder vor-
rangig besichert oder auf Dritte Ubertragen werden.

Der Ausfall gilt als festgestellt, wenn und soweit die Zahlungsunfahigkeit des Darlehens-
nehmers durch Zahlungseinstellung, Eréffnung des Insolvenz- oder Vergleichsverfahrens,
durch Abgabe der eidesstattlichen Versicherung oder auf sonstige Weise erwiesen ist und
nennenswerte Eingange aus der Verwertung von Sicherheiten oder sonstiger Vermo-
gensgegenstande des Darlehensnehmers nicht oder nicht mehr zu erwarten sind und ein
pruffahiger Schadensbericht des Darlehensgebers vorliegt.

Der Ausfall gilt, auch wenn die Voraussetzungen der Nr. 7.4 nicht vorliegen, in Hohe der
noch nicht bezahlten oder beigetriebenen gesamten Darlehensforderung als festgestellt,
wenn ein falliger Kapital- oder Zinsbetrag innerhalb von zwolf Monaten nach schriftlicher
Zahlungsaufforderung nicht bezahlt worden ist und ein priffahiger Schadensbericht des
Darlehensgebers vorliegt. Die Darlehensrestforderung muss auf3erdem mindestens sechs
Monate lang fallig sein.

Der Burgschaftsnehmer bleibt verpflichtet, sich nach Félligkeit der verbirgten Haupt- oder
Nebenforderungen in bankiblicher Weise zu bemuihen, die Forderung einzuziehen oder
beizutreiben und gegebenenfalls die Sicherheiten zu verwerten. Zu den Sicherheiten, die
vor Feststellung des Ausfalls zu verwerten sind, gehdren auch etwaige fir das Darlehen
gegebene Birgschaften Dritter.

Ab Verzugseintritt des Darlehensnehmers ist der Zinssatz verbirgt, der gegeniiber dem
Darlehensnehmer auf Grund individueller Vertragsabreden - hdchstens jedoch der ver-
traglich vereinbarte und vom Birgen gebilligte Regelzinssatz - oder als gesetzlicher
Schadenersatzanspruch geltend gemacht werden kann. Die Hohe des Schadenersatzan-
spruches ist im Verhaltnis zum Birgen in jedem Fall auf den Basiszinssatz gemal § 247
BGB zuzuglich 3 Prozentpunkte begrenzt. In keinem Fall darf jedoch der vertraglich ver-
einbarte Regelzinssatz Uberschritten werden. Berechnungsgrundlage eines Verzugsscha-
dens bzw. Schadenersatzanspruchs kann gegentiber dem Blrgen stets nur die verblrgte
Hauptforderung sein.

Ein Verzugsschaden kann bis zur Dauer von hdchstens 12 Monaten ab dem Datum der
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Darlehenskiindigung gegenuber dem Blrgen geltend gemacht werden. Die Erstattung
des Verzugsschadens fur einen langeren Zeitraum kann nur erfolgen, wenn der Birg-
schaftsinanspruchnahme innerhalb der Jahresfrist wichtige Griinde entgegenstanden und
der Blrge einer innerhalb dieser Frist beantragten Verlangerung schriftlich zugestimmt
hat.

Sonstige Verzugsschéden, Zinseszinsen, Stundungszinsen, Provisionszinsen, Strafzin-
sen, Uberziehungszinsen, Bearbeitungsgebiihren und Priifungskosten sind von der Biirg-
schaft nicht erfasst und dirfen auch nicht mittelbar gegentiber dem Birgen in die Ausfall-
berechnung einbezogen werden.

Eine In-Verzugsetzung des Biirgen durch den Darlehensgeber gemal} § 286 BGB ist fri-
hestens drei Monate nach Eingang des vollstandigen und nachvollziehbaren Schadensbe-
richtes moglich.

Reichen eingehende Zahlungen nicht zur Bedienung aller félligen Forderungen des Dar-
lehensgebers gegen den Darlehensnehmer aus, sind die Betrdge auf das verbirgte Dar-
lehen und die Ubrigen Forderungen des Darlehensgebers im Verhdltnis ihrer jeweiligen
Valutierung zu verrechnen. Dies gilt nicht fiir Erldse aus Sicherheiten, deren Zweckbe-
stimmung der Verrechnung entgegensteht. Bei der Berechnung des Ausfalls durfen Erl6-
se aus der Verwertung von fir das Darlehen bestellten Sicherheiten nicht mit ausge-
schlossenen Nebenforderungen verrechnet werden.

Forderungen des Darlehensgebers gehen, soweit ihn der Biirge befriedigt, mit Einschluss
der Sicherheiten und aller Nebenrechte auf den Burgen uber. Soweit Sicherheiten nicht
kraft Gesetz auf den Blrgen Ubergehen, sind sie beim Forderungsiibergang auf den Bur-
gen zu ubertragen.

Der Birgschaftsnehmer ist verpflichtet, die auf den Burgen tUbergegangenen Rechte fir
dessen Rechnung geltend zu machen und samtliche Verwertungserlése, die nach Eintritt
des Biirgschaftsfalles anfallen, an den Birgen auszukehren.

Der Birge kann aus der Burgschaft nicht in Anspruch genommen werden, wenn

a) sich die vor Wirksamwerden der Birgschaft abgegebenen Bestatigungen oder Er-
klarungen des Darlehensgebers als unrichtig erweisen, es sei denn, dass die Un-
richtigkeit fur die Ubernahme der Burgschaft unerheblich war, im Streitfall hat der
Darlehensgeber nachzuweisen, dass seine  Bestatigungen und Erklarungen rich-
tig waren oder ihn an der Unrichtigkeit kein Verschulden trifft,

b) der Darlehensgeber seine sich aus dieser Anlage ergebenden Verpflichtungen bei
der Verwaltung und Abwicklung des verbirgten Darlehens verletzt, es sei denn,
dass die Inanspruchnahme des Blrgen dadurch nicht verursacht oder erweitert
worden ist.

Stundet der Darlehensgeber fallige Zins- und Tilgungsbetrage ohne schriftliche Einwilli-
gung des Birgen langer als sechs Monate, wird der Blrge von der Blrgschaftsverpflich-
tung fir die gestundeten Betrage frei.

Der Darlehensgeber ist verpflichtet, die Blrgschaftsurkunde nach Beendigung der Birg-
schaft an den Birgen zurtickzugeben.

Pflichten des Darlehensgebers (Burgschaftsnehmers)

Der Darlehensgeber ist verpflichtet, bei der Gewahrung, Verwaltung und Abwicklung des
verbirgten Darlehens und der fir dieses Darlehen gestellten Sicherheiten auch nach Ein-
tritt der Zahlungsunfahigkeit des Darlehensnehmers die Sorgfalt eines ordentlichen Kauf-
manns anzuwenden.

Der Darlehensgeber ist insbesondere verpflichtet,
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die Richtigkeit der vom Darlehensnehmer abgegebenen Erklarungen im Bilrg-
schaftsantrag und den dazugehérenden Unterlagen zu prifen,

die Bonitat des Darlehensnehmers im Zeitpunkt der Antragstellung festzustellen, der
Darlehensnehmer muss nach seinem Einkommen und seinen sonstigen personli-
chen und wirtschaftlichen Verhéltnissen in der Lage sein, den Verpflichtungen aus
dem Darlehen wahrend der Laufzeit nachzukommen, bei der Feststellung der Boni-
tat des Darlehensnehmers und seiner Kapitaldienstfahigkeit wahrend der Laufzeit
des Darlehens ist das fiir die Wirtschaftlichkeit des Unternehmens und die durchzu-
fuhrende MalRnahme vorzulegende Investitionskonzept zu bericksichtigen,

dafur Sorge zu tragen, dass die dingliche Sicherung fiir das zu verbirgende Darle-
hen an der in der Birgschaftserklarung ausbedungenen Rangstelle im Grundbuch
rechtswirksam eingetragen wird bzw. unverziglich bestellt wird, sobald die entge-
genstehenden rechtlichen oder tatsachlichen Griinde entfallen sind,

bei haftungsbeschrankenden Rechtsformen daflir Sorge zu tragen, dass grundsatz-
lich alle Gesellschafter, die einen wesentlichen Einfluss auf den Darlehensnehmer
ausuiben konnen, fur das Darlehen mithaften, dies gilt entsprechend fir Gesellschaf-
ten ohne Rechtspersonlichkeit, wie z.B. die OHG, die KG und die GbR,

dem Birgen die fur die Verwaltung der Blrgschaft notwendigen Ausklnfte zu ertei-
len,

den Birgen von Kiundigungsgrinden hinsichtlich des Darlehens unverziglich zu un-
terrichten, sobald ihm solche bekannt werden,

Malnahmen zur Einziehung von Rickstanden zu ergreifen,

dem Birgen innerhalb von sechs Monaten seit Félligkeit den Verzug des Darle-
hensnehmers und die Hohe der Ruckstandsbetrage schriftlich mitzuteilen und ihn
Uber seine bisherigen MaBnahmen zur Einziehung der Riickstédnde zu unterrichten,
diese Verpflichtung gilt auch fiir die folgenden Falligkeiten, solange der Schuldner in
Verzug bleibt,

zu einer Vereinbarung Uber eine fur den Blrgen nachteilige Veranderung des
Schuldverhaltnisses oder der bestellten Sicherheiten seine Zustimmung einzuholen,

eingehende Zahlungen, die nicht zur Bedienung aller falligen Forderungen des Dar-
lehensgebers gegen den Darlehensnehmer ausreichen, auf das verbirgte Darlehen
und die Ubrigen Forderungen des Darlehensgebers im Verhdltnis ihrer jeweiligen
Valutierung zu verrechnen.

Auf Verlangen des Blirgen ist der Darlehensgeber verpflichtet, das verbirgte Darlehen zur
sofortigen Rickzahlung zu kiindigen, wenn

a)
b)

c)

d)

e)

fallige Leistungen langer als sechs Monate riickstandig sind,

der Darlehensnehmer die im Darlehensvertrag und in diesen Allgemeinen Blirg-
schaftsbedingungen genannten Verpflichtungen nicht erfillt,

eine Beschlagnahme des Pfandgrundstiickes oder eines Teiles zum Zweck der
Zwangsversteigerung oder Zwangsverwaltung angeordnet wird,

der Darlehensnehmer die Zahlung einstellt, in Zahlungsunfahigkeit (Insolvenz) ge-
rat, das Vergleichsverfahren liber sein Vermdgen eréffnet wird,

das verblirgte Darlehen nach Auffassung des Biirgen gefahrdet ist.

Der Darlehensgeber darf nur im Einvernehmen mit dem Burgen das Darlehen kindigen
oder die Zwangsversteigerung betreiben.

Der Darlehensgeber ist verpflichtet, von Zwangsvollstreckungsmafinahmen gegen den
Darlehensnehmer oder Pfandeigentiimer und von ihm bekannt gewordenen, in Nummer
1.8.3 aufgefuhrten Tatbestanden dem Birgen unverziglich Mitteilung zu machen.
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Pflichten des Darlehensnehmers

Der Darlehensnehmer hat die mit dem verblrgten Darlehen geférderten Bauten und Ein-
richtungen fortlaufend in gutem Zustand zu halten und angemessen zu versichern.

Werden Gebaude ganz oder teilweise zerstort, ist der Darlehensnehmer verpflichtet, diese
entweder nach Baupléanen oder Kostenvoranschlagen, die von dem Birgen genehmigt
sind, innerhalb angemessener Frist wieder aufzubauen bzw. wiederherzustellen oder die
Entschadigung oder Versicherungsleistung zur Rickzahlung des verbirgten Darlehens zu
verwenden.

Wesentliche Verédnderungen der Baulichkeiten, insbesondere auch ein génzlicher oder
teilweiser Abbruch oder eine Anderung der Nutzung bedirfen der vorherigen Zustimmung
des Burgen.

Der Darlehensnehmer ist ferner verpflichtet, dem Birgen auf Anforderung alle fir die
Ubernommene Burgschaft erforderlichen Auskiinfte zu erteilen.

Prifungsrechte

Der Darlehensnehmer und der Darlehensgeber haben anzuerkennen, dass das Thiringer
Finanzministerium und das Thiringer Ministerium fur Infrastruktur und Landwirtschaft, der
Thiringer Rechnungshof oder eine von ihnen beauftragte Stelle das Recht haben, jeder-
zeit Prifungen vorzunehmen und Auskunft zu verlangen. Das Priifungs- und Auskunfts-
recht gegentiber dem Darlehensgeber beschrankt sich auf die mit der Darlehensgewéh-
rung in Zusammenhang stehenden Unterlagen. Die genannten Stellen sind aul3erdem be-
fugt, das Grundstiick und die Baulichkeiten, fiir die verburgte Darlehen gegeben sind, zu
jeder angemessenen Tageszeit durch Beauftragte besichtigen und untersuchen zu lassen.
Dieselben Rechte stehen auch dem Bund - vertreten durch das Bundesministerium fur Er-
nahrung und Landwirtschaft - und dem Bundesrechnungshof zu, was vom Darlehensneh-
mer und vom Darlehensgeber ebenfalls anzuerkennen ist.

Kosten

Die durch den Abschluss, die Erfullung und Abwicklung des Blrgschaftsvertrages entste-
henden Kosten, Abgaben, Provisionen und Birgschaftsentgelte tragt der Darlehensneh-
mer. Dies gilt auch fiir die Kosten einer Besichtigung und der etwaig geforderten Buch-
und Betriebsprifung.

Fur die Bearbeitung des Antrages auf Ubernahme der Birgschaft und die Ubernahme und
Verwaltung der Burgschaft wird der Burge ein Bearbeitungsentgelt erheben. Es betragt
einmalig 2 % des verbirgten Darlehensbetrages, bei Blrgschaftslaufzeiten von tber 10
Jahren 3 %, jedoch mindestens 250 € und hdchstens 5.000 € im Einzelfall und ist mit Zu-
gang der Burgschaftserklarung fallig. Wird der Antrag abgelehnt oder vor Erteilung der
Burgschaftserklarung zuriickgenommen, wird kein Bearbeitungsentgelt erhoben.

Der Darlehensnehmer hat eine marktibliche Provision (einschlie3lich Risikoentgelt) in
Hohe von 1,0 % auf den jahrlich valutierenden Blrgschaftsbetrag fur die Gewahrung der
Bilrgschaft zu entrichten.

Rechtsnachfolge

Im Falle der Schuldibernahme gilt die Burgschaft nur dann weiter, wenn der Birge der
Schuldibernahme vorher schriftlich zugestimmt hat. Das Gleiche gilt bei Abtretung der
Darlehensforderung.

Der Darlehensgeber hat seine dem Blrgen gegeniber Ubernommenen Verpflichtungen
seinem Rechtsnachfolger mit der Mal3gabe aufzuerlegen, dass dieser gehalten ist, seine
jeweiligen Rechtsnachfolger in gleicher Weise zu binden.
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	8.2. Der Darlehensgeber ist insbesondere verpflichtet,
	8.3. Auf Verlangen des Bürgen ist der Darlehensgeber verpflichtet, das verbürgte Darlehen zur sofortigen Rückzahlung zu kündigen, wenn
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